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SchwereFinanzsorgenderGemeinden .EinHilferufandieParteiendesNationalrates.
DerStädtebundhatimNovembereinKomitee,bestehend

ausdenBürgermeistedergrösserenStädtegewählt,dasmitdemBundes-¬
finanzministerdieVerhandlungenüberdieMöglichkeitenderfinanziel¬
lenHilfefürdieGemeindenführensoll .DiesesKomiteehieltheuteun¬
terdemVorsitzdesBürgermeistersDr.Bercht(Klagenfurt)imWiener
RathauseineSitzungab.EswurdeeinevonSekretärHonayvorgelegte
Entschliessungberaten,inderdieForderungenderStädteandie
RegierungfestgelegtsindunddievonallenStädtenundIndustrieortenGemeinde - ¬
anlässlichderBeratungdes/VoranschlageseinstimmigindenGemeindever.
tretungenbeschlossenwerdensoll .NacheinerlängerenAussprachewurde
dieseEntschliessungmiteinigenAenderungen,dievonBürgermeister-¬
StellvertreterHofratZeiner(Baden)beantragtwordenwaren,genehmigt.
Fernerwurdeeinstimmigbeschlossen,dieParteiendesNationalratesüber
dieschwierigeFinanzlagederGemeindenzuinformieren.Eswurdendie
wichtigstenForderungenderGemeindenineinerDenkschriftzusammenge-
fasstdiefolgendenWortlauthat:DiegrösserenösterreichischenGemeindenringenseit

einerReihevonJahrenmitsehrernstenfinanziellenSchwierigkeiten.
TrotzderstrengstenSparsamkeit,dieinvielenFällenschonanUn¬wirtschaftlichkeitgrenzt,weisendieRechnungsabschlüsseundVoran¬
schlägevorallemdergrösserenStädteeinimmermehransteigendesDe¬
fizit ausWichtigewirtschaftlicheundkulturelleNotwendigkeitenmüs¬
senzurückgestelltwerden,weildafürostnichtdieentsprechendenBe¬¬
trägeaufgebrachtwerdenkönnen.DurchdieAbgabenteilunghabendieGe-
meindenihreSteuerhoheitverloren.SiesindaufdieErtragsanteile,
dieihnenderBundüberweist,angewiesen.Aberauchdiesewichtigste
EinnahmewirdinvielenFällendurchdieLandesregierungendenStäd-¬
ten empfindlichgekürzt .DiesebisherigeHintansetzungderauchimIn¬BerücksichtigungderLebsnsnot¬teressedesBundesundderLändergelegenen

derGemeindenmussinsbesonderebeiwendigkeit/

Zusammebruchführen.NunhatesdenAnschein,alsobdieRegierungunddieParteien
desNationalratesüberdiesetristenVerhältnissederGemeindennicht
unterrichtetwären;sonstwäre/ganzunbegreiflich,dassRegierungund
NationalratimmerwiederdensemeindenneueLastenaufbürden ,ohne
ihnenauchnurdiebescheidenstenEinnahmenzusichern,javielfach
nochdie kargenEinnahmenbeschränkenAusdiesenGründenrichtetderösterreichischeStädtebund,als
dieüberparteilicheVertretungderGemeindeinteressen ,dendringenden
Hilferufan alle ParteiendesNationalratesdenGemeindenraschund
wirksamzuhelfen,umeineKatastrophemitallihrenfürdieWirtschaft
schrecklichenFolgenzuvermeiden.Essindkeineunbescheidenen,sonderndurchdieWirtschaftslage
durchausbegründeteForderungen,diedieösterreichischenGemeinden
andenNationalratstellen.InersterLiniebegehrendieGemeindendieEinstellungdes
BundespräzipuumsunddieAufteilungdesdannfreigewordenenBetrages
vonzwanzigMillionenSchillingjährlichaufdieGemeindenmitmehr
als 2500Einwohner. Esist unleugbar,dassdiesesPräzipuum,dasdie
GemeindendemBund,alserinschwererFinanznotwar,zugestandenhaben,

günstigenheuteinAnbetrachtder/finanziellenLagedesBundesnichtmehrge¬
durch

rechtfertigtist .DenGemeindenwürdedaher/dieFreigabedesBundes¬
präzipuumseinesehrwesentlicheHilfegebotenwerden.

EineweitereForderungderStädteistdieTeilungderVer-¬steuer zwischenBund ,LändernundGemeinden .DieseAbgabeistmögen
nachdemGesetzeinegeteilteundtrotzdemistbisheutederTeilungs¬
schlüsselgesetzlichnicht festgelegt .WiederholteVorsprachender
Städtevertreter beimBundesfinanzministerblieben vollständigergeb - ¬

nislos .NochimmerbehältderBunddenganzenErtragderVermögenssteuer - iger
für sich ,wasnacheinstimmMeinungder Städterertreterunge¬

setzlich ist . Schonlängst hätte ein Teilungsschlüssel ,wieer beider
Einkommensteuerbesteht,festgelegtwerdenmüssen.

DieGemeindenfordernaucheineBeteiligungandemErtrag
derLandesbiersteuer .DasGesetzüberdieLandesbsersteuerist bis31.
Dezember1928befristetundesentsprächederGerechtigkeit,auchden
Gemeinden,indenenderKonsumerfolgt,einenAnteilandieserAbgabe
zugewähren.DieGemeindenverwahrensichauchentschiedenstgegendievon
derRegierunggeplanteneueBelastungdurchdasKleinrentnergesetz.
EswerdenihnenneueLastenauferlegt,diefürmancheStädtealsausser
ordentlichschwerbezeichnetwerdenmüssen,ohnedassauchnurderge¬
ringsteErsatzgebotenwird.

DieStädtevertreterappellierenanalleMitgliederdesNa¬
tionalrates,endlicheinmalgesetzlicheSicherungenzuschaffen,durchdie
es denLandesregierungenunmöglichwird ,immerwiederdenGemeindenBunde
steuerertragsanteilezuentziehen .DadurchwirddenGemeindenjedeBe¬
wegungsmöglichkeitgenommenundauchjedeStabilisiekungdesBudgetsun¬
möglichgemacht.EsisteinHilferufinschwererNot,dendieösterreichischen
Gemeindenerheben.Sieerwarten,dassdieVolksvertreterdieschwierige
LagederGemeindenerkennenundimNationalratdie ForderungenderGe¬
meindenmitjenemNachdruckvertreten ,dernotwendigist ,umdieKeimzel-¬
lenderRepublikvordemUntergangzuschützenLeidendieGemeinden,dann
könnenauchderBundunddieLändernichtgedeihen.ImInteresseunserer
ganzenWirtschaftundunsererKulturist dringendeHilfefürdieGemein-¬
deneinGebotderKlugheitundGerechtigkeit.

DieseDenkschriftwurdenachmittagszuerstdemKlubder
denStädtenundIndustrieorteninabsehbarerZeitzumwirtschaftlichenchristlichsozialenAbgeordnetenundBundesräteimParlamentüberreicht.DieAbordnungwurdevondenNationalrätenFink ,Dr .GürtlerundKunschak

empfangen,diedieDenkschriftzurWeiterleitungandenKlub
entgegennahmen,FürdengrossdeutschenKlubimParlamentübernahmNatio¬

nalratDr. StraffnerdieDenkschriftundfür denKlubderAbgeordneten
desLandbundesNationalratTauschitz .SchliesslichwurdedieDenkschrift
auchdemKlubdersozialdemokratischenAbgeordnetenüberreicht.DasKo¬
miteedesStädtebundeswirdvoraussichtlichnochinderkommendenWoche
dieForderungenderGemeindenmitdemBundesfinanzministerDr ,Kienböch

besprechen. - . - ¬ . -. -.
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